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Bebauungsplan „Schloßgartenstraße - Flurstück 4396"

RECHTSGRUNDLAGEN

Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplans sind:

Bauaesetzbuch (BauGB)

Inder Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. l Nr. 72 vom 10.11.2017 S. 3634)
zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.03.2020 (BGBI.! Nr. 14 S. 587) in Kraft getreten am
28.03.2020

Landesbauordnuna (LBOI

in der Fassung vom 05.03.2010 (GBI. Baden-Württemberg Nr. 7 vom 20.04.2010. S. 358; GBI. Ba-
den-Württemberg Nr. 8 vom 25.05.2010, S. 416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.07.2019
(GBI. Baden-Württemberg Nr. 16 vom 31.07.2019, S. 313), in Kraft getreten am 01.08.2019

Baunutzunasverordnuna (BauNVO)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017. (BGBI. I S. 3786)

Planzeichenverordnuna (PlanZV)

in der Form vom 18.12.1990 (BGBI. l S. 58),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBI. l S.1057)

VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB am 16.12.2019

2. Ortsübliche Bekanntmachung gem. §2(1) BauGB am 20.12.2020

3. Billigung des Bebauungsplanentwurfs am 16.12.2019
und Auslegungsbeschluss

4. Öffentliche Auslegung und Behördenbeteiligung
gem. § 3 (2) BauGB und § 4 (2) BauGB
4.1 Bekanntmachung

4.2 Auslegungsfrist/ Behördenbeteiligung

5. Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB

6. Bekanntmachung gem. § 10 (3) BauGB

am 18.01.2020

vom 27.01.2020 bis 28.02.2020

am 25.05.2020

am^.C^^2^

Zur Beurkundung
Walldürn, den 26(05.2020

lz^Ao7

4.
^-r^00^

^
\ Bürgermeister
(Vlarkus Gürlther

Bürgermeister
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TEXTLICHER TEIL

In Ergänzung der Planzeichnung und des Planeintrags wird Folgendes festgesetzt:

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§1-15 BauNVO)

1.1 WA - Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

Zulässig sind:

Wohngebäude,

die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften
sowie nicht störenden Handwerksbetriebe.

Nicht zulässig sind:

Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen werden nicht Be-
standteil des Bebauungsplans.

2. Maß der baulichen Nutzung
(S 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16-21a BauNVO)

2.1 GRZ - Grundflächenzahl

Grundflächenzahl entsprechend Planeintrag.

2.2 Zahl der Vollgeschosse

Zahl derVollgeschosse als Höchstmaß entsprechend Planeintrag.

2.3 Höhenlage der baulichen Anlagen

Die Höhenlage von Gebäuden wird durch Erdgeschossfußbodenhöhen (EFhl) entspre-
chend Planeintrag festgesetzt. Abweichungen hiervon sind bis zu 0,5 m zulässig. Die Erd-
geschossfußbodenhöhe ist an der Oberkante Rohfußboden zu messen.

2.4 Höhe der baulichen Anlagen

Die maximal zulässigen Höhen baulicher Anlagen bestimmen sich durch eine max.Ge-
bäudehöhe (GHmax) entsprechend Planeintrag.

Als oberer Bezugspunkt für die zulässige Gebäudehöhe bei Sattel-, Walm- und Krüppel-
Walmdächern gilt die Firstlinie.

Textlicher Teil - Satzung Seite 2
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Als unterer Bezugspunkt für die zulässige Gebäudehöhe gilt die nach Ziffer 2.3 festge-
setzte Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH).

Erläuterungsskizze:

jna_x_Abweu:hyng_+^0,5 m_
Jestgesetzte^EFi^

max Abweichung-~<y.5 m~

GH
'max

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflä-

chen und Stellung der baulichen Anlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; §§ 22-23 BauNVO)

3.1 Bauweise

Zulässige Bauweise entsprechend Planeintrag. Dabei bedeutet:

E = offene Bauweise, zulässig sind nur Einzelhäuser

3.2 Überbaubare Grundstücksflächen

Die überbaubaren und nicht überbaubaren Flächen bestimmen sich durch Baugrenzen
entsprechend Planeintrag.

3.3 Stellung der baulichen Anlagen

Die Stellung der Hauptgebäude ist nur senkrecht bzw. parallel zu den festgelegten Bau-
grenzen zulässig. Geringfügige Abweichungen können zugelassen werden.

Textlicher Teil - Satzung Seite 3
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4. Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB;§§12 und 14 BauNVO)

4.1 Stellplätze und Garagen

Stellplätze und Garagen sowie überdachte Stellplätze (Carports) sind innerhalb und au-
ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen allgemein zulässig.

Garagen müssen auf der Zufahrtsseite einen Mindestabstand von 5 m zur Verkehrsfläche
haben. Überdachte Stellplätze (Carports) müssen an derZufahrtsseite einen Mindestab-
stand von 1,5 m und an sonstigen Seiten einen Mindestabstand von 1,0 m zurVerkehrs-
fläche haben.

4.2 Nebenanlagen

Nebenanlagen nach § 14 Abs. 1 BauNVO sind auf den nicht überbaubaren Grundstücks-
flächen bis zu einem Volumen von maximal 40 m3 umbauter Raum allgemein zulässig.

5. Hochstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Je Wohngebäude sind maximal 2 Wohneinheiten zulässig.

6. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
Wicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 1a BauGB)

6.1 Oberflächenbefestigung

P kw-Stellplätze, Zufahrten, Hauszugänge, Garagenvorplätze, Terrassen sowie Geh- und
Fußwege sind so anzulegen, dass das Niederschlagswasser versickern kann (z.B. Rasen-
gittersteine, Rasenpflaster, Schotterrasen, wasserdurchlässige Pflasterung o. ä.). Der Un-
terbau ist auf den Belag abzustimmen.

6.2 Ausschluss unbeschichteter metallischer Dacheindeckungen und Fassaden-
Verkleidungen

Unbeschichtete metallische Dacheindeckungen und Fassadenverkleidungen sind unzu-
lässig.

6.3 Beleuchtung des Gebiets

Zum Schutz von nachtaktiven Insekten ist die Straßen- und Wegbeleuchtung mit insek-
tenschonenden Lampen entsprechend dem aktuellen Stand der Technik auszustatten. Es
sind Leuchten zu wählen, die das Licht gerichtet nach unten abstrahlen und kein Streu-
licht erzeugen.

Textlicher Teil - Satzung Seite 4
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6.4 Ausschluss von Schottergärten und -schüttungen

Flächenhafte Stein-/ Kies-/ Splitt- und Schottergärten oder -schüttungen sind auf den
Baugrundstücksflächen unzulässig. Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind dar-
über hinaus, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt
werden, mit offenem oder bewachsenem Boden als Grünflächen anzulegen und zu un-
terhalten. Wasserdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien (z. B. Folien, Vlies) sind
nur zur Anlage von dauerhaft mit wassergefüllten Gartenteichen zulässig.

7. Leitungsrechte
(S 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Leitungsrecht für die Stromversorgung zugunsten der der Stadtwerke Walldürn (SWW).

In dem Schutzstreifen von 3 m Breite ist die Errichtung von Bauwerken nur unter Wah-
rung des einzuhaltenden Sicherheitsabstandes und nach Zustimmung der SWW gestat-
tel Der Eigentümer oder durch ihn ermächtigte Dritte dürfen auf dem Grundstück keine
Verrichtungen vornehmen oder Anpflanzungen und Anlagen halten, durch welche der
Bestand oder Betrieb der Leitungen beeinträchtigt oder gefährdet wird.

8. Pflanzgebote und Pflanzbindungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

8.1 Pflanzgebot: Bepflanzung der Grundstücksflächen

Es sind mindestens 3 mittelkronige gebietsheimische Obstbäume zu pflanzen, dauerhaft
zu unterhalten und bei Abgang zu ersetzen. Die Bäume sollen bei ihrer Pflanzung als
Hochstämme einen Stammumfang von 10 - 12 cm haben. Die Bäume sind in der Regel
punktuell genau an der im Plan bezeichneten Stelle zu pflanzen und zu unterhalten. Ab-
weichungen bis zu 5 m sind zulässig.

Mindestens 5 % der Grundstücksflächen sind mit gebietsheimischen Sträuchern grup-
pen- oder heckenartig zu bepflanzen. Dabei ist je Strauch 2,0 m2 Pflanzfläche anzuneh-
men (Pflanzabstände: 1,5 m / Pflanzgröße: 2 x v, 60-100cm). Die Pflanzungen sind
vorzugsweise in der dafür festgesetzten Fläche vorzunehmen.

Ein Mindestabstand von 1,5 m gegenüber angrenzenden Feldwegen und landwirtschaft-
lichen Nutzflächen ist einzuhaken.

Ein Formschnitt sollte nur aus Gründen des Nachbarrechts vorgenommen und ansonsten
eine naturnahe Wuchsform angestrebt werden. Ein Rückschnitt ist nur im Winterhalbjahr
(01. Oktober, bis 28. Februar) zulässig. Die Pflanzungen sind spätestens zwei Jahre nach
Bezug fertigzustellen.

Die Artenlisten im Anhang sind zu beachten.

Textlicher Teil - Satzung Seite 5
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8.2 Pflanzbindung: Erhalt von Einzelbäumen

Die mit einem Erhaltungsgebot belegten Einzelbäume sind zu erhalten und bei Abgang
durch gleichwertige zu ersetzen.

II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

1.1 Dachform und Dachneigung

Es werden gemäß Planeintrag Satteldächer, Walm- und Krüppelwalmdächer mit einer
Neigung von 20-38° zugelassen.

Für untergeordnete Nebengebäude und Garagen sind ausnahmsweise auch begrünte
Flach- und Pultdächer mit einer Dachneigung von 0-15° zulässig.

1.2 Dachdeckung

Zur Dachdeckung sind Dachziegel oder Dachsteine in den Farbtönen ziegelrot, rotbraun
bis dunkelbraun, anthrazit und grau zu verwenden. Die Verwendung der Dächer zur Nut-
zung der Sonnenenergie und begrünte Dächer sind allgemein zulässig.

1.3 Fassaden

Grelle, glänzende oder stark reflektierende Materialien und Farben sind mit Ausnahme
von Solarkollektoren und Photovoltaikanlagen unzulässig.

2. Werbeanlagen
(S 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO)

Sich bewegende Werbeanlagen sowie Lichtwerbungen mit Lauf-, Wechsel- und Blinklicht
sind unzulässig.

3. Verwendung von Außenantennen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO)

Pro Gebäude ist nur eine Außenantenne oder eine Satellitenempfangsanlage zulässig.

4. Niederspannungsfreileitungen
(5 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO)

Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig.

Textlicher Teil - Satzung Seite 6
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5. Stellplatzverpflichtung für Wohnungen
(S 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO)

Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen (§ 37 Abs 1 LBO) wird auf 2 Kfz-Stellplätze
pro Wohnung erhöht.

III. HINWEISE

1. Baufeld Baufeldräumung und Gehölzrodung

Die Bäume im Allgemeinen Wohngebiet sind vor dem Baubeginn in der Zeit von Oktober
bis Februar zu roden, das Schnittgut wird abgeräumt.

Im Vorfeld von Bau- und Erschließungsarbeiten ist die krautige Vegetation im Baufeld
vom Beginn der Vegetationsperiode bis zum Baubeginn alle zwei Wochen zu mähen oder
zu mulchen. Damit wird verhindert, dass Bodenbrüter Nester anlegen können.

Auf § 44 Bundesnaturschutzgesetz wird verwiesen.

2. Vergrämung Zauneidechse

Bei der im Südosten entfallenden, im Fachbeitrag Artenschutz als Lebensstätten gekenn-
zeichneten Flächen ist folgendermaßen vorzugehen:

Die Fläche wird bis Ende Februar möglichst kurz gemäht. Das Mähgut wird abgeräumt.
Alle sonstigen, Deckung bietenden Strukturen (Holz, Steine, etc.) werden abgeräumt.

Anfang April (je nach Witterung) wird die Vegetationsschicht mit dem Oberboden abge-
schoben. Die Arbeiten werden von fachkundigen Personen begleitet, die ggf. auftau-
chende Zauneidechsen einfangen und in die östlich angrenzende Lebensstätte
verbringen.

Auf § 44 Bundesnaturschutzgesetz wird verwiesen.

3. Bodenfunde

Lage im Bereich „Etter des mittelalterlichen Dorfes"

Das Plangebiet liegt nach Liste der Kulturdenkmale in Baden-Württemberg Teil A2 im
„Etter des mittelalterlichen Dorfes". Bei Bodeneingriffen ist in diesen Bereichen mit ar-
chäologischen Funden und Befunden zu rechnen.

Bei derAusführungsplanung ist im Vorfeld das Landesamt für Denkmalpflege im Regie-
rungspräsidium Stuttgart mit hinzuzuziehen.

Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen.

Textlicher Teil - Satzung Seite 7
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4. Altlasten

Werden bei Erdarbeiten erdfremde Materialien bzw. verunreinigtes Aushubmaterial an-
getroffen, so ist dieser Aushub von unbelastetem Aushub zu trennen und gemäß § 3 Lan-
des-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) und den §§ 7 und 15 Kreislaufwirt-
schaftsgesetz zu verfahren. Die Stadt und das Landratsamt sind umgehend über Art und
Ausmaß der Verunreinigung zu benachrichtigen.

Bei erheblichem Ausmaß sind die Arbeiten bis zur Klärung des weiteren Vorgehens vor-
läufig zu unterbrechen. Bezüglich des Entsorgungsweges und der Formalitäten gibt der
zuständige Abfallentsorger Auskunft.

5. Bodenschutz

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes
(BBodSchG) und der bodenschutzrechtlichen Regelungen (BBodSchV) wird hingewiesen.

Mutterboden, der beim Bau anfällt, ist gesondert von tieferen Bodenschichten auszuhe-
ben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem Zustand zu erhalten und
zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe auch § 202 BauGB).

Als Zwischenlager sind Mieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen nach § 1
BBodSchG gewährleisten (z.B. Miete: Schütthöhe bei feinkörnigem Boden mit Pflanzen-
resten max. 1,5 m, bei sandigem Boden mit wenig Pflanzenresten max. 2,5 m, Schutz vor
Vernässung und Staunässe etc.).

Entsprechendes gilt für Arbeitsbereiche, Lagerflächen und Flächen der Baustelleneinrich-
tung. Bodenverdichtungen sind zu vermeiden, um die natürliche Bodenstruktur vor er-
heblichen und nachhaltigen Veränderungen zu schützen. Entstandene Boden-
Verdichtungen sind nach Abschluss der Bautätigkeit aufzulockern.

6. Grundwasserfreilegung

Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit Grund-
wasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind dem Landratsamt als Untere Wasser-
behörde rechtzeitig vor Ausführung anzuzeigen.

Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind die Ar-
heiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und die Untere
Wasserbehörde ist zu benachrichtigen (§ 43 Abs. 6 WG).

Verunreinigungen bzw. Belastungen des Grundwassers können auch im überplanten Be-
reich grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden.

Eine ständige Grundwasserableitung in die Kanalisation oder in ein Oberflächengewässer
ist unzulässig.

Textlicher Teil - Satzung Seite 8
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Bebauungsplan „Schloßgartenstraße - Flurstück 4396"

7. Geotechnische Hinweise und Baugrunduntersuchung

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodäten im Ver-
breitungsbereich von Gesteinen des Rötquarzits.

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung
geeignet sind, ist zu rechnen. Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren
Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkenn-
werten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Bau-
grubensicherung) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß
DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen

8. Starkregenereignisse

Aufgrund der Hanglage ist bei Starkregenereignissen mit Niederschlagswasser aus den
nordwestlich angrenzenden Hanglagen zu rechnen. Der Bauherr hat für einen entspre-
chenden Schutz vor auf das Grundstück einfließendem Außengebietswasser Sorge zu
tragen (z.B. durch Entwässerungsgräben, Anordnung des Erdgeschosses über Geländeni-
veau und/oder Verzicht auf ein Kellergeschoss).

9. Regenwasserzisternen

Der Einbau von Regenwasserzisternen muss durch eine anerkannte Fachfirma erfolgen.
Der Betrieb der Regenwasserzisterne muss dem Gesundheitsamt und dem Wasserver-
sorger gemeldet werden. Dies gilt nur für Regenwasserzisternen, aus denen in ein
Brauchwassernetz zur Nutzung innerhalb von Gebäuden eingespeist wird.

Auf die Trinkwasserverordnung (TrinkwV 2001) und das DVGW Regelwerk W 400-1-
Technische Regeln Wasserverteilungsanlagen wird hingewiesen.

Bei der Nutzung von Regenwasser ist das Arbeitsblatt DBVW Technische Regel Arbeits-
blattW555 zu beachten.

10. Herstellung des Straßenkörpers

Die zur Herstellung des Straßenkörpers notwendigen Abgrabungen, Aufschüttungen und
unterirdischen Stützbauwerke (Hinterbeton von Randsteinen und Rabattenplatten) ge-
hen nicht in das Straßeneigentum über, sondern verbleiben zur ordnungsgemäßen Nut-
zung bei den angrenzenden Grundstücken und sind entschädigungslos zu dulden.
Gemäß § 12 Abs. 5 StrG besteht keine Erwerbspflicht der Stadt.

1

11. Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper

Der Eigentümer hat gemäß § 126 BauGB das Anbringen von Haltevorrichtungen und Lei-
tungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungs-
körper und des Zubehörs sowie Kennzeichen und Hinweisschilder für Erschließungs-

Textlicher Teil - Satzung Seite 9
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Bebauungsplan „Schloßgartenstraße - Flurstück 4396"

IV. ARTEN- UND SORTENLISTEN

Artenliste 1: Verwendung gebietsheimischer Gehölze
für die Heckenpflanzung

Wissenschaftlicher Name (dt. Name) Verwendung

Feldhecke / Sträucher

Carpinus betulus (Hainbuche) *

Corylus avellana (Gewöhnlicher Hasel)

Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen)

Frangula alnus (Faulbaum)

Prunus spinosa (Schlehe)

Quercus petraea (Traubeneiche) *

Quercus robur (Stieleiche) *

Rosa canina (Echte Hundsrose)

Salixcaprea (Salweide)

Sambucus nigra (Schwarzer Holunder)

Sambucus racemosa (Traubenholunder)

• = gut geeignet 0 = bedingt geeignet

Die fett hervorgehobenen Arten sollen bei Anpflanzungen in der freien Landschaft be-
vorzugt verwendet werden. Herkunftsgebiet für Pflanzgut soll in der Regel das West-
deutsche Bergland sein. Bei den mit „*" gekennzeichneten Arten soll das hlerkunftsgebiet
entsprechend Forstvermehrungsgutgesetz (FoVG) berücksichtigt werden.

Artenliste 2: Obstbaumsorten
Obstbaumart

Apfel

Geeignete Sorten

Birne

Bittenfelder, BörtlingerWeinapfel, Boskoop,
Brettacher, Champagner Renette, Danziger Kant,
Gehrers Rambur, Gewürzluiken, Goldrenette von
Blenheim, Hauxapfel, Josef Musch, Kaiser Wilhelm,
Maunzenapfel, Rheinischer Bohnapfel, Rheinischer
Krummstiel, Rheinischer Winterrambur, Sonnen-
wirtsapfel, Welschiser, Zabergäu Renette
Petersbirne, Wahls Schnapsbirne, Nägelesbirne,
Palmischbirne, Fässlesbirne, Kärcherbirne, Wilde
Eierbirne, Conference, Kirchensaller Mostbirne,

Metzer Bratbirne, Schweizer Wasserbirne, Josephine
von Mecheln, Bayerische Weinbirne, Paulsbirne,
Geddelsb. Mostbirne, Stuttgarter Geißhirtle

Süßkirschen
Walnüsse

Regina, Hedelfinger, Büttners Rote Knorpel, Sam
Mars, Nr. 26, Nr. 139

)
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Stadt Walldürn - Gemarkung Gerolzahn iF<
Bebauungsplan „Schloßgartenstraße - Flurstück 4396"

Aufgestellt:

Walldürn, den l^.O^.lö^Lö

DIE STADT :

^ul< (SSKr
iter

ir^

DER PLANFERTIGER:

IFK,-INGENIEURE
Partntfi-sthaftsge^ellschaft mbB

LEIBLElM - LYS(
EISENBAHIfß^-tlASSE ^

E-M^il: i^fo@ifft-,
48

ac

A

GLASER
(1 MOSBACH

AUSFERTIGUNGSVERMERK :

Der Inhalt dieser Anlage zum Bebauungsplan
„Schloßgartenstraße - Flurstück 4396" auf der Ge-
markung Gerolzahn stimmt mit dem Satzungsbe-
schluss des Gemeinderates der Stadt Walldürn
vom 25.05.2020 überein.

Die gesetzlichen Vorschriften über das Planauf-
stellungsverfahren wurden eingehalten.

Walldürn, den 26.05.2020

^A^

G ETnkh e r
-Bürger|ieister-

/

I)
^

^./^^^
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